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Christen bejahen das Leben. Sie treten ein für das Lebensrecht aller Men­
schen, auch der Ungeborenen, der Kranken, der Schwachen, der Alten. Wie 
im Judentum so gilt in der Christenheit seit alters die Unverfügbarkeit des 
anderen, seine Unantastbarkeit als Person. Bereits in der biblischen Urge­
schichte erscheint das unbedingte Lebensrechtjedes einzelnen Menschen als 
eine unmittelbare Folge aus seiner Gottebenbildlichkeit. 1) Darum darf nie­
mand das Leben eines anderen antasten. 
"Gott ist ein Freund des Lebens" heißt eine Erklärung zu den Herausforde­
rungen und Aufgaben beim Schutz des Lebens, die von allen Konfessionen, 
die der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) angehörten, 1989 mitgetragen worden ist.2) 

Nach den menschenverachtenden und mörderischen Rechtsperversionen der 
Nazi-Diktatu2) hat der westdeutsche Verfassungsgeber 1949 am Anfang des 
Grundgesetzes die Unantastbarkeit der Würde des Menschen statuiert und 
die Garantie des Lebensrechts angefügt: Danach hat jeder das Recht auf die 
freie Entfaltung seiner Persönlichkeit und ,jeder hat das Recht aufLeben und 
körperliche Unversehrtheit".4

) Die christliche Botschaft steht in vollem Ein­
klang mit diesen Rechtssätzen des Grundgesetzes. Der Verfassungstreue 
Bürger verknüpft die Menschenwürde, der Christ zudem den Gedanken der 
Gottebenbildlichkeit mit dem unbedingten Lebensrecht jedes einzelnen 
Menschen zwingend. 

Die Ambivalenz der modernen Medizin und der Beruf des Arztes 

Die Ambivalenz der Fortschritte zeigt sich deutlich auf dem Feld der moder­
nen Medizin. Die neuen Erkenntnisse und Techniken vermögen dem Leben 
zu dienen, sie können aber zugleich auch, wie ein Professor für Urologie 
jüngst vortrug, "zu einer vielfältigen Bedrohung menschlichen Lebens füh­
ren". Mehr denn je gelte es deshalb, die Unbedingtheit des Lebensrechts 
nicht nur zu fordern, sondern offensiv zu vertreten. 5) 

Ein alter Menschentraum gilt der Autochthonie, der Selbstschöpfungskraft, 
der Herrschaft über Leben und Tod. Wer den Gedanken an die Schöpfung 
menschlichen Lebens ohne Gott zuläßt, der vermag keine Schranke mehr 
aufzustellen, die es dem Menschen verbietet, auch über die andere Seite des 
Lebens zu entscheiden, den Tod. Insofern gehört die künstliche Reproduk­
tion demselben Diskurs an wie Abtreibung und Euthanasie oder Sterbe­
hilfe. 6) Der Zusammenhang der Probleme erweist sich überdies auch 
dadurch, daß die medizinische Technik der In-vitra-Fertilisation den Verlust 
menschlicher Keimlinge planmäßig in Kauf nimmt, also menschliches Leben 
zugleich entstehen wie untergehen läßt. 7) Der Diskussionsstand und die 
Rechtslage stellen sich in den europäischen Ländern durchaus noch unein­
heitlich dar. 8) Wir stehen mitten im Ringen um die Grenzen des ärztlich 
Gebotenen und Erlaubten. 
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Die Berufsregeln verpflichten den Arzt dazu, das menschliche Leben zu 
bewahren. Die uralte Grundidee des Arztturns hat zum Inhalt das Bemühen, 
dem kranken Mitmenschen zu helfen und ihm keinesfalls zu schaden. Durch 
die Jahrhunderte bis in die Gegenwart hat der gemeineuropäische, durch das 
Christentum rezipierte und bestärkte Hippokratische Eid die Ärzte auf den 
Schutz des Lebens festgelegt.9

) Die Stelle lautet in der Übersetzung von Karl 
Deichgräber: "Ich werde nie jemandem ein tödlich wirkendes Gift geben, 
auch auf eine Bitte nicht und auch keinen Rat dazu erteilen, gleicherweise 
werde ich keiner Frau ein fruchtabtreibendes Zäpfchen geben."10

) 

Der Eid des Hippakrates blieb die Quelle, aus der im Wandel der Zeiten 
immer wieder die Grundsätze flossen, an denen sich das ärztliche Gewissen 
bilden und schärfen konnte. Zum dauerhaften Bild des hippokratischen Arz­
tes gehört ein Grundzug, den Heinrich Schipperges wie folgt faßt: "Der Arzt 
dient in allem Tun ausschließlich dem Leben; er wird nicht vergiften, noch 
sonst irgendwie schaden wollen."11) Eduard Seidler erkennt im aktuellen 
Anspruch des Hippokratischen Eides als oberstes Postulat: Der Arzt soll 
Leben schützen. 12

) 

Die modernen Standesregeln setzen die alte Tradition fort. Das dem Hippo­
kratischen Eid verpflichtete Genfer Arztgelöbnis des Weltärztebundes aus 
dem Jahr 1948 enthält den Satz: "Ich werde das menschliche Leben von der 
Empfangnis an bedingungslos achten."13

) Die Muster-Berufsordnung der 
deutschen Ärzteschaft, der die Berufsordnungen der Ärztekammern mit 
ihrem Satzungsrecht folgen, nahm diesen Satz ihrerseits auf: "Ich werde 
jedem Menschenleben", so das Gelöbnis, "von der Empfängnis an Ehrfurcht 
entgegenbringen und selbst unter Bedrohung meine ärztliche Kunst nicht in 
Widerspruch zu den Geboten der Menschlichkeit anwenden." Der Erhaltung 
des ungeborenen Lebens gilt auch § 5: "Der Arzt ist grundsätzlich verpflich­
tet, das ungeborene Leben zu erhalten."14

) 

Die utilitaristische Ethik - eiu Angriff auf den umfassenden Lebensschutz? 

Diese bewährte, alte Tradition ärztlichen Lebensschutzes sieht sich Anfech­
tungen ausgesetzt. Viele Ärzte wissen sich der überkommenen Berufsregel 
verpflichtet, andere suchen - durchaus im Zeichen gewollter Nächstenhilfe -
nach neuen Wegen, indem sie Vorschläge aus der angelsächsischen Diskus­
sion um die Frage "sanctity of life or quality of life" aufnehmen.15) Diese 
Debatte hat die Bundesrepublik Deutschland längst erreicht und auch hier 
den Meinungsstand verändert. "Ebenso wie Hobbes und Locke gezwungen 
waren", so etwa Helga Kuhse, "den Sinn von Autorität und Unterwerfung 
neu herauszuarbeiten, so werden wir, konfrontiert mit der Revolution in den 
biomedizinischen Wissenschaften, den Sinn von Leben und Tod, die Gründe 
für den besonderen Wert menschlichen Lebens und die Bedingungen, unter 
denen (und ftir wen) der Tod ein Übel ist, neu herausfinden müssen."16) Die 
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Lehren Peter Singers gewinnen Anhänger auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, wie der Bucherfolg seiner utilitaristischen "Praktischen Ethik" 
zeigt.17

) Singer lehrt, "daß die Zugehörigkeit eines menschlichen Wesens zur 
Spezies Homo sapiens allein keine Bedeutung daftir hat ob es verwerflich ist 

' ' es zu töten; entscheidend sind vielmehr Eigenschaften wie Rationalität, 
Autonomie und Selbstbewußtsein. Mißgebildete Säuglinge haben diese 
Eigenschaften nicht. Sie zu töten kann daher nicht gleichgesetzt werden mit 
dem Töten normaler menschlicher Wesen."18) Die Rechtsferne des Autors 
läßt sich, wie das Zitat belegt, kaum mehr übertreffen. 
Mit Entschiedenheit haben demgegenüber die Deutsche Gesellschaft ftir 
Medizinrecht und andere Fachverbände in den überarbeiteten "Einbecker 
Empfehlungen" zu den "Grenzen ärztlicher Behandlungspflicht bei schwerst­
geschädigten Neugeborenen"19) 1992 aufs neue betont: "Die gezielte Verkür­
zung des Lebens eines Neugeborenen durch aktive Eingriffe ist Tötung und 
verstößt gegen die Rechts- und die ärztliche Berufsordnung. Der Umstand, 
daß dem Neugeborenen ein Leben mit Behinderungen bevorsteht, rechtfer­
tigt es nicht, lebenserhaltende Maßnahmen zu unterlassen oder abzubre­
chen." Ausgangspunkt allen ärztlichen Tuns und Lassens müsse "die grund­
sätzliche Unverftigbarkeit menschlichen Lebens in jeder Entwicklungs- und 
Altersstufe" bleiben. 
Den Lebensschutz beschneidende Gedanken finden sich inzwischen auch in 
der Rechtsliteratur. Als Beispiel sei der Beitrag von Norbert Hoerster 
genannt. Der Autor gelangt zu dem Ergebnis, "daß es zwar überzeugende 
rechtsethisch-rechtspolitische Gründe gibt, dem geborenen Menschen ein 
selbständiges Recht auf Leben durch die Rechtsordnung einzuräumen, daß 
es jedoch keine überzeugenden Gründe dieser Art gibt, auch der mensch­
lichen Leibesfrucht ein solches Recht einzuräumen".20

) 

Herbert Tröndle hat darauf die gebührende Antwort erteilt: "Der Utilitaris­
mus Singers und Hoersters ist danach zu beurteilen, was aus ihm folgt, wenn 
jeder sich die ,Freiheiten' herausnimmt, die dieses System verheißt. Keine 
andere biologische Spezies nimmt ftir sich in Anspruch, eigene schutzbedürf­
tige Artgenossen aus dem Wege zu räumen, nur um - widernatürlicherweise 
- Folgen eigenen Vorverhaltens auszuweichen. Mit Ethik im herkömmlichen 
Sinne hat das nichts zu tun, es belegt aber, aufwelchem Niveau derzeit philo­
sophische Diskussionen um 'ethische Kernfragen' stattfinden. Ohne die klei­
ne Knospe Hoffnung, sich vollenden zu dürfen, wäre alles auf Erden ein 
Nichts."21

) 

Es fehlt auch nicht an moraltheologischen Stimmen,22
) die der Instruktion 

der römischen Kongregation ftir die Glaubenslehre über die Achtung vor 
dem beginnenden menschlichen Leben und die Würde der Fortpflanzung23

) 

widersprechen, indem sie die Personwerdung als kontinuierlichen und zielge­
richteten Prozeß begreifen, der mehrere Stadien durchlaufe, wobei sich der 
Beginn des Personseins anthropologisch nicht eindeutig und präzis festlegen 
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lasse. In Donum Vitae hingegen erscheint das Personenspezifische bereits als 
mit der Befruchtung gegeben. Der entscheidende, tief begründete Satz, an 
dem sich die Geister scheiden, lautet: "Jedes menschliche Wesen muß- als 
Person - vom ersten Augenblick seines Daseins an geachtet werden."24

) 

Für den ungeschmälerten Schutz des menschlichen Lebens an seinem 
Anfang wie an seinem Ende tritt die Mehrheit der deutschsprachigen Auto­
ren ein. Singers und seiner Anhänger Thesen provozierten überzeugende 
Kritik: Sie seien wissenschaftshistorisch in der Sache unoriginell. Sie hätten 
fatalerweise die alte Menschheitsfrage wieder losgetreten, ob es ein Vorrecht 
des sich selbst spiegelnden Menschen sei, Kriterien ftir die Qualität seines 
Lebens vorzugeben und daran den Lebenswert seiner Mitmenschen zu 
bemessen. 

Die zeitgeschichtliche Verantwortung 

Auf uns Deutschen lastet anders als auf den benachbarten Völkern eine zeit­
geschichtliche Hypothek. Wir müssen wissen, daß uns die Diskussion um 
den Lebensschutz nach Lebenswert mit durchaus ähnlichen, teils wort­
gleichen Argumenten in die V erbrechen unter dem Hakenkreuz und die 
Opfer durch eine irdische Hölle in den Tod geftihrt hat. Der Wiener Rechts­
gelehrte W alter Selb hat unter Berufung auf das instruktive Buch von Han­
fried Helmehen und Rolf Winau über "V ersuche mit Menschen in Medizin, 
Humanwissenschaft und Politik"25

) darauf hingewiesen, daß die Argumente 
der Ärzteverteidigung im Nürnberger Prozeß vielfach ihre Parallele in aktuel­
len Begründungen ftir medizinische Vorhaben besitzen: "Heute heißt es: 
'Geben Sie mir ftinf Embryonen und ich löse das Krebsproblem'; wer wird 
dem widerstehen können, war das Argument. Ich habe dem entgegengehal­
ten, daß beim Nürnberger Ärzteprozeß es geheißen hat: 'Geben Sie mir ftinf 
zum Tode Verurteilte und ich löse Ihnen das Flecktyphusproblem im Ruß­
landfeldzug'." Diesen Vergleich, so Selb, könne er nicht genug betonen.Z6) 

Der zeitgeschichtliche Hintergrund verdient gewiß Notiz bei dem Versuch, 
die Grenzen der Medizin zu bestimmen. Der Abfall vom Humanen im Zei­
chen des Hakenkreuzes, die Kulturentledigung durch die Diktatur, die Per­
version des Rechts wie des therapeutischen Imperativs unter Teilnahme und 
Duldung vieler Juristen und Mediziner bilden seit Kriegsende ein notwendi­
ges Thema. Die- horribile dictu- "Vernichtung lebensunwerten Lebens" mit 
ihrer langen Vorgeschichte27

) verlangt höchste Aufmerksamkeit in einer 
Gegenwart, die vor der Aufgabe steht, den Schutz des menschlichen Lebens 
und der menschlichen Person voll aufrecht zu erhalten und ihn nicht durch 
Programme zur Lebensqualität und neue medizinisch-technische V erfahren 
am Beginn und am Ende der Existenz abschwächen zu lassen. Nicht nur die 
erschütternden Geschehnisse der nationalsozialistischen Zeit, zu denen die 
Euthanasie-Aktion 1939 bis 1941 gehört,28

) sondern auch deren in das vorige 
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Jahrhundert zurückreichende gedankliche Ursprünge sollten bewußt bleiben. 
Das Programm der Tötung Sterbender, unheilbar Kranker, Mißgebildeter, 
geistig Behinderter und der Behandlung nicht zugänglicher psychiatrischer 
Langzeitpatienten brachte den Arzt in die Rolle des Henkers, worauf derBer­
liner Oberarzt W auschkuhn in der Diskussion um "die Freigabe der Vernich­
tung lebensunwerten Lebens" schon 1922 eindrucksvoll hinwies.29) 
Der Zeithistoriker und Arzt Klaus Dörner hat gezeigt, "daß bei den medizini­
schen Lösungsvorschlägen fi.ir soziale Probleme die Forderungen nach Steri­
lisierung und nach Euthanasie fur industriell unangepaßte Menschen, insbe­
sondere Behinderte, eng nebeneinander liegen, eine Einheit bilden".30) Übri­
gens besteht heute ein bemerkenswerter Zusammenhang zwischen der sich 
ausbreitenden Planungsmentalität und dem wachsenden Bedürfnis nach dem 
Schwangerschaftsabbruch als nachsteuernder Maßnahme der Geburtenrege­
lung.31) 
In dem Essay mit dem fragenden Titel: "Der Patient - nur ein Werkstück?" 
hat sich Alexander Mitscherlieh seiner Erfahrungen als Beobachter der 
Standesorganisation bei dem Nürnberger Prozeß gegen Naziärzte erinnert: 
"In dem, was in Nürnberg verhandelt wurde, hatten wir Beispiele fi.ir einen 
frühen Exzeß von Versachlichung. Jedoch hat diese in den darauffolgenden 
Jahren, wenn auch nicht in kriminellen Formen, einen immer stärkeren Ein­
fluß gewonnen. "32) Sachlichkeit besitzt zwei Seiten: sie gewährleistet fach­
gerechte, professionelle Hilfe, andererseits droht die immerfort weiter­
wuchernde Welt der wissenschaftlichen Exploration, der Apparate und 
arbeitsteiligen Großbetriebe das Interesse am lebendigen Patienten als Per­
son zu verschlucken. Ein Buch zur Embryonenforschung trägt den bezeich­
nenden Titel: "Leben als Labormaterial?".33) 
Es mag sich die Gefahr einer verschwörefischen Inswerksetzung der moder­
nen humangenetischen Techniken über staatliche oder expertokratische 
Menschenzuchtprogramme, wie sie die historische Erfahrung mit der Euge­
nik nahelegt oder wie sie der Biochemiker Erwin Chargaff als "Kakothana­
sie", als "behördlich verordnetes häßliches Massensterben" voraussieht,34) als 
eine wahrscheinlich weniger ernste Bedrohung darstellen. "Die größere 
Befurchtung hat dem Eintreten der Konstellation zu gelten", so das Schluß­
urteil eines wohlbegründeten wissenschaftlichen Werkes zur "Geschichte der 
Eugenik und Rassenhygiene in Deutschland", "daß die gerade erreichte 
öffentliche Kontrolle der Forschung und ihrer praktischen Umsetzung wieder 
ihrer Wirkung beraubt wird, weil uns mit der Nachfrage nach den neuen 
Techniken die Fähigkeit zur Reflexion auf die Wertbezüge verlorengegangen 
ist, die es uns erlauben, der Realisierung der eugenischen Utopien durch 
unser eigenes Verhalten zu widerstehen".35

) 
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Das Grundrecht auf Leben 

Die stärkste Stütze findet das überlieferte ärztliche Gebot uneingeschränkten 
Lebensschutzes durch das christlicher Lehre folgende Verfassungsrecht Das 
Grundgesetz garantiert mit dem Recht auf Leben die vorfindliehe und der 
Legalordnung vorgegebene, biologisch-physische menschliche Existenz als 
unverletzlich: "Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrt­
heit." Der Rechtssatz hat Verletzungsvorgänge der Zeitgeschichte zum 
Hintergrund. Sein Sinn besteht vornehmlich darin, staatlich praktizierte, lega­
lisierte oder geduldete Tötungen abzuwehren. Er gilt ftir die Fortpflanzungs­
medizin36) ebenso wie ftir die ärztliche Leidhilfe. 
Der Grundrechtsbegriff Leben bezeichnet rein natürlich das Lebendigsein. 
"Wann ein 'Lebendigsein' vorliegt, richtet sich allein nach naturwissenschaft­
lichen (biologisch-physiologischen) Gegebenheiten am Körper des Men­
schen. Faßt man den Begriff 'Leben = Lebendigsein' ganz in diesem natür­
lich-physiologischen Sinne auf, so sind bereits begriffiich alle sozialwissen­
schaftliehen Bewertungen des Lebens unmöglich .... Dann sind alle Leben 
gleichwertig, bei denen die physiologischen Voraussetzungen des Lebendig­
seins objektiv vorliegen. 'm) Wer den Begriff normativ auffaßt und dabei vom 
Schutzzweck externer Unverftigbarkeit menschlichen Lebens ausgeht, wird 
solches als gegeben ansehen, "sobald und solange nach medizinisch-biologi­
scher Erkenntnis menschliche Individualexistenz vorhanden ist. Das so 
bestimmte Leben ist ein einheitliches, unteilbares Rechtsgut, das einschrän­
kenden Wertungen schlechthin unzugänglich ist". Es ist damitjedenfalls aus­
geschlossen, Seinsweisen, die naturwissenschaftlich als menschliches Leben 
zu qualifizieren sind, nach sozialer Wertigkeit, Nützlichkeit, körperlichem 
Zustand oder geistiger Verfassung "abzustufen und so auf definitorischem 
Wege dem Lebensschutz zu entziehen".38) 

Die Identität des Menschen als naturaler Bestand - dieser Ausgangspunkt 
läßt sich auch philosophisch begründen. "Die Naturalisierung des Menschen 
ist die entscheidende Voraussetzung der Sicherung seiner Menschenrechts­
subjektivität. Der Witz dieser Naturalisierung ist nämlich, in der von Spae­
mann geforderten Weise in die Definition des Menschen keinerlei normati­
ves Element einzubringen."39

) Das einzig zweifelsfreie Kriterium darüber, ob 
ein Mensch Mensch ist, bildet seine biologische Zugehörigkeit zur Art Homo 
sapiens. "Eine stichhaltige, ethische Argumentation kann nur von einer Basis 
aus erfolgen, aufwelcher jeder Angehörige der Gattung Menschjeden ande­
ren Menschen als Wesen gleichen Rechtes und gleicher Würde respek­
tiert".40) 
Würde und das Grundrecht auf Leben stehen jedem Menschen gleicher­
maßen zu, dem gesunden wie dem leidenden und todkranken, dem gebore­
nen wie dem ungeborenen, dem unbeeinträchtigten wie dem gebrechlichen 
oder behinderten. Dieser fundamentale Rechtsanspruch begründet die Unab-
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hängigkeit der Existenz jedes Menschen von dem Urteil und dem Willen 
jedes anderen. 
Das mit dem V erlangen nach erleichterter Abtreibung oft verbundene Postu­
lat, den Schutz ungeborenen, sterbenden und behinderten Lebens durch 
geeignete Hilfen in das Grundgesetz aufzunehmen, erscheint verhä~gnisvoll. 
Solches menschliche Leben steht bereits voll unter dem Schutz der Verfas­
sung. Neue Regeln liefen auf eine Relativierung hinaus. Sollen Behinderte 
und Seilwerstkranke am Ende den Schutz nach dem Modell des reformierten 
§218 StGB erfahren? 
Ob in der Ärzteschaft die Einsicht in die grundsätzliche Unverfügbarkeit auch 
des vorgeburtlichen Menschenlebens vorherrsche, läßt sich bezweifeln. Der 
94. Deutsche Ärztetag 1991 zu Hamburg, der erste im wieder vereinten 
Deutschland, faßte zum Schwangerschaftsabbruch nach der Notlagenindika­
tion den folgenden Beschluß: "In Übereinstimmung mit dem bisherigen 
§ 218 a StGB ist unter einer Notlage der Schwangeren eine Situation zu ver­
stehen, die so schwer wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der 
Schwangerschaft nicht verlangt und nicht auf eine andere für die Schwangere 
zurnutbare Weise abgewendet werden kann. Die Feststellung der Notlage ist 
mit ärztlichen Erkenntnissen nicht zu erreichen. Darum muß nach entspre­
chender Pflichtberatung die Entscheidung von der Betroffenen eigenverant­
wortlich gefallt werden."41

) 

E1freulicherweise hat der Bundesgerichtshof demgegenüber jüngst in einem 
Strafurteil mit guten Gründen "die besondere, eigenständige Bedeutung der 
ärztlichen Entscheidung" im Rahmen des §218a StGB hervorgehoben. Der 
Arzt habe nach dem Gesetz über das Vorliegen einer Indikation zu entschei­
den. Die Entscheidung des Arztes sei vom Gericht auf ihre Vertretbarkeit zu 
überptüfen. "Der Abbruch der Schwangerschaft durfte und sollte nicht 
freiem ärztlichen Belieben überlassen werden. Die Erkenntnis einer Person 
ist nicht schon deshalb eine 'ärztliche', weil diese Person Arzt ist; die 
Erkenntnis verdient diese Bezeichnung nur, wenn der Arzt, der sie gewinnt, 
hierbei die Regeln seines Berufs beachtet."42) 

Der Gesetzgeber selbst hat durch das Embryonenschutzgesetz aus dem Jahre 
1991 dem ungeborenen Leben neuerlich Schutz gewährtY) Als rechtlich 
geschützter Embryo im Sinne dieses Gesetzes gilt nach § 8 bereits die 
befruchtete, entwicklungsfähige menschliche Eizelle vom Zeitpunkt der 
Kernverschmelzung an. Diese Vorschrift läßt keinen Raum für die Annahme 
rechtlich ungeschützter Frühphasen menschlicher Existenz. 
Die Diskussion um Unantastbarkeit und Qualität menschlichen Lebens spie­
gelt einen eigentümlichen Widerspruch der modernen Rechtskultur. Mehr 
und mehr bestimmt ein empirisches, überdies pragmatisches Denken das 
Rechtsleben. Dennoch bewahrt dieses kategorische Prinzipien, wie sie in der 
Verbindlichkeitder Menschenrechte begegnen. Die kategorischen Prinzipien 
bilden ein Gegengewicht zum lediglich empirisch-pragmatischen Denken 
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und zur Theorie radikaler und exklusiver Pluralität. Dieses Gegengewicht gilt 
es als rationale Position zu erhalten, nicht zuletzt im Streit um die Grenzen 
des Lebensschutzes.44

) 

Ärztliches Handeln zwischen Leben und Tod 

Der Arzt ist nicht Herr über Leben und Tod.45
) Er schuldet Hilfe, auch im, 

aber nicht zum Sterben. Er hat daftir zu sorgen, "daß bei verlöschendem 
Leben der natürliche Sterbeprozeß zum natürlichen Tode respektiert, aber 
nach besten Kräften der leidvolle Weg dorthin durch die Hilfen der schmerz­
lindernden Behandlung und Medikation und der pflegerischen Fürsorge 
erleichtert" werde.46

) "Entscheidungsgrenzen über Tun und Lassen im 
Zusammenhang mit der Intensivtherapie" lassen sich verallgemeinernd nur 
eingeschränkt ziehen. "So bedarf es hinsichtlich des Patienten stets einer indi­
viduellen, hinsichtlich der ihn Behandelnden einer im Konsilium herbeige­
ftihrten Entscheidung, wann und wann nicht, wie lange und in welchem 
Umfang die Intensivtherapie stattfinden soll."47

) Rufer nach dem Gesetzge­
ber sollten diese ärztliche Auskunft bedenken. 
DerWert des Menschenlebens läßt sich an keinem Maßstab messen. Aus der 
"Inkommensurabilität der Person" (Spaemann) folgt das gleiche Rechtjedes 
Menschen auf Leben, auf Zugangs- und Chancengleichheit ftir jeden Patien­
ten. Überlebens- und Leidhilfe dürfen dem Rotstift nicht zum Opfer fallen. 
"Das Wirtschaftlichkeitsgebot soll unnütze und überteuerte Therapien aus 
dem Leistungsbereich der Gesetzlichen Krankenversicherung herausneh­
men, nicht aber eindeutig gesundheitsverbessernde oder lebenserhaltende 
Therapien einem allgemeinen Kostenvorbehalt unterwerfen." Und: "Die 
Erhaltungswürdigkeit eines konkreten, individuellen Menschenlebens an den 
daftir aufzuwendenden Kosten zu messen, ist mit verfassungsrechtlichen 
Wertvorstellungen nicht vereinbar."48) Die Menschlichkeit eines Gemeinwe­
sens zeigt sich nicht zuletzt daran, welche Mittel es ftir seine schwächsten und 
bedrohtesten Glieder aufzuwenden sich bereit findet. 
Weiche Regel soll gelten, wenn auf der Ebene der Mikroallokation, im 
klinischen Betrieb also, bei dem es um konkrete Einzelschicksale geht, die 
Ressourcen und Einrichtungen nicht ftir alle akut hilfsbedürftigen Patienten 
zugleich ausreichen? In diesen äußersten Notlagen wird der Arzt die 
Zugangs- und Chancengleichheit ftir jeden Patienten und damit dessen Auto­
nomie und Würde am ehesten wahren, wenn er dem Zufall des Prioritäts­
prinzips folgt. Keinesfalls darf er Leidende nach ihrem sozialen Rang oder 
nach bestimmten Eigenschaften wie Alter, Rasse oder Geschlecht auswählen. 
Die Warteliste mag das Verhältnis zwischen Arzt und Patient am ehesten vor 
Furcht und Mißtrauen schützen, weil der Kranke nicht besorgen muß, nach 
bestimmten sozialen Kriterien selektiert zu werden.49) Die Frage nach dem 
richtigen Auswahlverfahren erscheint kaum lösbar.50) Der verantwortliche 
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Arzt bedarf, wenn er gewissenhaft entscheiden soll, eines bemessenen Beur­
teilungsrahmens bei Prognose und Indikation auch in den Triage-Fällen. 
Schwierige Fragen, vor denen der Arzt in der Grenzzone zwischen Leben 
und Tod steht, haben tragfahige Bescheide erfahren, bei denen Medizin und 
Recht sich treffen und die Indikation bestimmen. Eine neue Konvention: das 
auch im Zeichen der Transplantationsmedizin entstandene normative Datum 
des Hirntodes51

) markiert die Scheidelinie, jenseits derer der Arzt keine the­
rapeutischen Maßnahmen mehr ergreifen soll noch darf. Diesseits steht auch 
das endende Leben unter dem uneingeschränkten Schutz des Rechts. Der 
Sterbende bedarf des tröstenden Beistands und hat Anspruch auf bestmög­
liche ärztliche wie pflegerische Hilfen. Sinnlose protrahierende Eingriffe mit­
tels technischer Apparaturen verstoßen gegen das Recht des Todkranken auf 
ein Sterben mit Würde. Der freie und verantwortliche Wille des Patienten 
und Moribunden verlangt Respekt. Indessen darf der Arzt auch auf ernst­
liches Verlangen dem Leidenden den Tod nicht bringen, nach der Berufs­
regel ebensowenig den Suizidenten in seiner Selbsttötungsabsicht unter­
stützen. Das mitjuristischen Mitteln kaum mehr erfaßbare Risiko einer unbe­
absichtigten Lebensverkürzung, das mit dringenden Injektionen schmerzstil­
lender Mittel einhergeht, darf der behutsame Arzt laufen. Dabei wird er die 
nächsten Angehörigen des Todkranken an seinen Entschlüssen teilhaben 
lassen. 
Mögen die Ausgangspunkte in der juristischen und rechtspolitischen Diskus­
sion um die Sterbehilfe und die Grenzen der ärztlichen Behandlungspflicht 
sich erkennbar abzeichnen, so bleiben doch Zweifel in Konfliktfallen sowie 
da und dort Rechtsunsicherheiten. Die verbreiteten Patiententestamente52

) 

zeigen vor dem Hintergrund der medizinisch-technischen Fortschritte, daß 
viele Menschen mehr als den Tod den künstlich-apparativ verlängerten 
Sterbevorgang fUrchten. Sie besorgen, am äußersten Rand ihrer physischen 
Existenz nicht die notwendige persönliche Anteilnahme und den gebotenen 
Respekt vor ihrer Individualität zu erfahren. Manches inhumane Vorkomm­
nis mag das Mißtrauen geweckt und genährt haben. Darüber darf indessen 
nicht in Vergessenheit geraten, daß sich die Ärzteschaft den Fragen längst 
geöffnet hat und sich um verantwortliche Auskünfte im Dienste des Todkran­
ken und seiner Autonomie ernsthaft bemüht, wie ein umfangreicher schrift­
licher Niederschlag zeigt. 53

) Die je und je mögliche Spannung zwischen dem 
Selbstbestimmungsrecht des Kranken und der Hilfspflicht des Arztes läßt 
sich mittels einfacher Formeln oder Gesetzesregeln kaum auflösen. Die 
Sachverhalte stellen sich in den medizinischen Fächern auch durchaus unter­
schiedlich dar. So muß der Intensivarzt das willensunfähige Unfallopfer 
regelmäßig zunächst behandeln, die Vitalfunktion aufrechterhalten, um über­
haupt Chancen zu wahren und Alternativen zu gewinnen; oft brauchen Pro­
gnosen Zeit. Der folgenschwere Entschluß hingegen, bei unbeherrschbaren 
Komplikationendie Dialyse abzubrechen, den Tod als Erlösung von der künst-
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liehen Niere eintreten zu lassen, kann sich eher einvernehmlich zwischen 
bewußtseinsklaren Patienten und ihren Ärzten vorbereiten und ergeben. 
Gemäß ärztlicher Erfahrung bedeutet der Wunsch eines Kranken nach 
Beschleunigung des Sterbevorgangs in aller Regel das Begehren nach besse­
rer und wirkungsvollerer Hilfe. Fast nie sei es sittlich gerechtfertigt, den 
Wunsch wörtlich zu nehmen. Immer sollte zunächst nach besserer Hilfe 
gesucht werden, so urteilt ein erfahrener Arzt.54

) 

Die Beschlüsse des Deutschen Juristentages 

Der Deutsche Juristentag 198655
) zu Berlin hat das Verdienst, sich auch die­

ses schwierigen Gegenstandes mit seinen heiklen Grenzfragen auf förder­
liche Weise angenommen zu haben. Die behutsamen Beschlüsse der straf­
rechtlichen Abteilung fordern im allgemeinen keine Gesetzesnovellen, 
lassen sich leiten vom Vertrauen in die Ärzteschaft und deren Richtlinien 
und spiegeln das in langen Jahren rechtswissenschaftlich Erarbeitete wider. 
Der Arzt schuldet Hilfe im Sterben, zu der die Schmerzlinderung auch dann 
gehört, "wenn sie als unvermeidbare Nebenwirkung möglicherweise den 
Todeseintritt beschleunigt" (indirekte Sterbehilfe). Der Abbruch medizini­
scher Maßnahmen, "die lediglich den natürlichen Ablauf des Sterbens ver­
zögern", ist erlaubt und in der Regel geboten (passive Sterbehilfe). Freilich: 
Solange solche Maßnahmen sich darauf richten, den Sterbeprozeß auszudeh­
nen, um dem Betroffenen eine letzte- wenn auch kurze - Spanne des Selbst­
bewußtseins zu ermöglichen, dürfen die Ärzte diese dem Sterbenden nicht 
gegen seinen Willen verweigern. Die Bedeutung der "Patiententestamente" 
bedarf nach dem vorläufigen Urteil des Juristentages "der kritischen Über­
prüfung". Patientenanwälte, Vertreter im Persönlichkeitsrecht nach amerika­
nischem Vorbild, empfehlen sich wohl nicht, weil die Instrumente und Ver­
fahren nach deutschem Recht ausreichen.56) 

Im Kern ging es darum, ob der Juristentag gesetzliche Regelungen empfeh­
len sollte, wobei der aus einem intensiven Gedankenaustausch zwischen Juri­
sten und Ärzten erwachsene, qualitativ hochstehende "Alternativentwurf 
eines Gesetzes über Sterbehilfe"57

) eine Rolle spielte. Doch ein Gesetzesvor­
haben müßte wohl zu neuerlichen, auch parteipolitischen und vielleicht ver­
schärfenden Diskussionen führen. Eine Novelle zum StGB zöge verwal­
tungsinterne Folgeregeln nach sich und damit einen Zuwachs an Bürokratie, 
was den Arzt in zusätzliche Bedrängnisse bringen könnte. Die Maßgaben für 
den Arzt sollen sich also besser im Rahmen der geltenden Gesetze konti­
nuierlich weiterentwickeln, wie sie es bisher hilfreich taten, zumal foren­
sische Notstände nicht nach einer Novelle rufen. 
Mit großer Mehrheit verschloß sich der Juristentag den Verfechtern der akti­
ven Sterbehilfe, also der gezielten Tötung Todkranker oder Sterbender. Er 
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empfahl indessen, "bei der Tötung aufVerlangen (§216 StGB) gesetzlich die 
Möglichkeit vorzusehen, daß das Gericht von Strafe absehen kann, wenn die 
Tötung zur Beendigung eines unerträglichen Leidenszustandes vorgenom­
men worden ist". Der Vorschlag bedeutet keine "Freigabe der Tötung", son­
dern eine 1:5esondere, für Extremsituationen gedachte Form der Verurteilung. 
Der Juristentag trat der Judikatur58

) entgegen, die selbst einen erkennbar 
wohlüberlegten und menschlich nachvollziehbaren Selbsttötungswillen in 
der Regel für unbeachtlich hält, wenn der freiverantwortlich handelnde 
Suizident in Ausführung seines Entschlusses das Bewußtsein verliert. Die 
Garantenpflicht des Arztes zur Lebenserhaltung finde "ihre Grenze in der 
entgegenstehenden freiverantwortlichen Entscheidung des Patienten". Bei 
der Anwendung des geltenden Rechts solle sich die Garanten- wie die Hilfe­
leistungspflicht nach dem Kriterum der "frei verantwortlichen, ausdrücklich 
erklärten oder aus den Umständen erkennbaren ernstlichen Entscheidung" 
des Suizidenten bestimmen.59) Solche Fälle werden in der ärztlichen und 
klinischen Praxis eher Ausnahmen bleiben, "so daß im Zweifel ein Eingreifen 
zur Rettung geboten erscheint".60) 

Sterbehilfe: Hilfe im, aber nicht zum Sterben 

Der Arzt schuldet nach geltendem Recht Hilfe im, aber nicht zum Sterben. 
Die Debatte darüber hat sich unter Titeln wie Sterbehilfe, Euthanasie, 
Tötung auf Verlangen auch in Deutschland jüngst aufs neue entzündet.61 ) 

Erfahrungen aus der holländischen Praxis ermahnen zur Vorsicht; "Möglich­
keiten von Mißbrauch und Dammbruch" drohen.62

) 

Das Recht verlangt vom Arzt nicht, das Leben in jedem Fall um jeden Preis 
aufrecht zu erhalten. Nicht stets bildet der Hirntod die unerläßliche Voraus­
setzung für den Therapieabbruch. Andererseits dürfen bei aussichtsloser 
Prognose Ärzte und Pfleger Sterbehilfe niemals durch gezieltes Töten, "son­
dern nur entsprechend dem erklärten oder mutmaßlichen Patientenwillen 
durch die Nichteinleitung oder den Abbruch lebensverlängernder Maßnah­
men" leisten, "um dem Sterben - gegebenenfalls unter wirksamer Schmerz­
medikation - seinen natürlichen, der Würde des Menschen gemäßen Verlauf 
zu lassen".63) Niemals darf der Patient zum Objekt ärztlicher Fremdbestim­
mung bei der Heilbehandlung werden. Indizierte medizinische Maßnahmen 
darf der zur Selbstbestimmung fähige Kranke - auch teilweise - ablehnen. 
Andererseits trifft den Arzt nicht die Pflicht, "allein aufgrund der Entschei­
dung des Patienten für eine bestimmte Behandlungsmethode diese auch 
anzuwenden, wenn er diese im konkreten Fall für ungeeignet hält".64

) Der 
Wille des Patienten vermag die stets bestehende ärztliche Verantwortlichkeit 
für die Wahl des besten Mittels und geeignetsten Verfahrens nicht aufzuhe­
ben. Der Arzt bleibt auch unter den Anforderungen des Patienten an seine 
Berufsregeln gebunden. 
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Dem Heilauftrag verpflichtet 

Sollte der Bundesgesetzgeber sich auf verfassungsrechtlich bedenkliche 
W eise65) zu einer Zurücknahme des Strafrechtsschutzes ftir das ungeborene 
Leben entschließen und dem Modell mit dem verharmlosenden Namen "Fri­
stenlösung" folgen, so bliebe der Arzt gleichwohl verfassungs-, zivil- und 
berufsrechtlich verpflichtet, die mütterliche Leibesfrucht in ihrem Lebens­
recht zu achten, ihrer Schmerzempfindlichkeit Rechnung zu tragen,66

) ihr 
Wohl zu fordern. Für den verantwortlichen Arzt verbieten sich Schwanger­
schaftsabbrüche ohne Indikation schlechthin, weil er nach seiner Berufsregel 
ohne Heilanzeige überhaupt keinen Eingriff unternehmen darf. Kraft seines 
Berufs hat der Arzt immer dem Heilauftrag zu dienen und nicht dem Verlan­
gen nach individueller Tötung Geborener wie Ungeborener. 
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